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Besinnen sich die Historiker zurück auf eine
klar konturierte Wirklichkeit oder sollten sie
das zumindest tun? Das Leitwort der 47.
Versammlung scheint darauf hinzudeuten.
Immerhin, der Plural mildert die Härte noch
etwas ab. Zuletzt war von Wirklichkeit im
Rahmenthema des Frankfurter Historiker-
tages die Rede gewesen, auch da schon in
der Mehrzahl und gepaart mit dem schönen
Gegenbegriff „Intentionen“. Das fiel zeitlich
zusammen mit der Ablösung von Bundes-
kanzler  KOHL durch Rot-Grün, und wäh-
rend die Intentionen der neuen Regierung
damals ohnehin nicht allzu hoch gespannt
waren, traten die Wirklichkeiten in Gestalt
von Auslandseinsätzen und Globalisierungs-
folgen bald umso vehementer auf den Plan.
In Aachen wurde dann zwei Jahre später die
„eine Welt“ verhandelt, aber die „eine
Geschichte“ überwiegend bezweifelt – nur
die Vernetzung vieler kleiner Kontaktge-
schichten ergebe ein mögliches Ganzes, so
das Credo der neuen Globalgeschichte. Da-
nach feierten Konstruktivismus und Kultu-
ralismus einen lupenreinen Hattrick – die
Welt der Geschichte als Wille und Vorstel-
lung der Historiker. „Traditionen – Visio-
nen“ (Halle 2002): Erstere sind, wir glauben
es spätestens seit ERIC HOBSBAWM zu wis-
sen, bloße Erfindungen, während Visionen
ohnehin die schillerndste Variante des
Subjektivismus bilden und in den Augen
mancher Zeitgenossen sogar einen Arztbe-
such nahelegen. Die Mottos der nachfolgen-
den Versammlungen konnten deshalb das
Muster nur noch variieren. „Kommunika-
tion und Raum“ (Kiel 2004) verband ein
weiteres Zauberwort des Konstruktivismus
mit einem fast zu Tode metaphorisierten
Begriff, und die „GeschichtsBilder“ zuletzt
in Konstanz versprachen eher noch weniger
Verbindliches. Doch zugleich wird die
selbstbewusste Rede vom Ende der großen
Meistererzählungen, meist vom wissen-
schaftlichen Nachwuchs in den Diskurs-
biotopen hochspezialisierter Sonderfor-
schungsbereiche geführt, Jahr um Jahr auf
den Büchertischen widerlegt, wo eben jene
Narrative in wachsender Zahl zu finden
sind.
Insgesamt hat, so könnte man meinen, die
Welle der kultur-, bild- und medienwissen-
schaftlichen „turns“ an Kraft und Charme
verloren, und manche, denen die Geschichte
als Schattenspiel, Gedächtnisinhalt, Projek-
tion, Vexierbild oder Produkt kommunikati-
ver Prozesse nicht mehr genügt, streben dem
Höhlenausgang zu. Draußen scheint ihnen,
so die Hoffnung, eine einzige Sonne hell
vom Himmel und sorgt für Erleuchtung und
scharfe Schatten. Historiker mögen bedrän-
gende und gleichsam noch „rauchende“
Großereignisse der Gegenwart vielleicht
noch immer nicht deuten wollen, was zumal
in Halle 2002 für einige Enttäuschung sorg-
te. Dort hatte der Vorsitzende des ausrich-
tenden Verbandes ein Jahr nach der Ein-
gangszäsur des neuen Jahrtausends erklärt,
Historiker könnten und sollten sich allen-
falls als Staatsbürger und Menschen, nicht
aber kraft ihrer fachlichen Kompetenz zum
11. September 2001 äußern [2]. Aber bei
längeren Prozessen trauen sie sich wieder
mehr zu (obwohl wir auf die sich aufdrän-
gende epochenübergreifende Imperien-De-
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batte immer noch warten). Das Fach Geschichte mache mit
dem Rahmenthema „Ungleichheiten“ in Dresden deutlich,
so heißt es in der Ankündigung, „dass aktuelle gesellschaft-
liche Entwicklungen von der historischen Forschung aufge-
griffen werden“. Mehr noch sagt die Liste der Nachbardis-
ziplinen aus, mit denen sich Historiker dazu fruchtbar aus-
tauschen können. Nicht mehr die Literatur-, die Bild- und
die Kulturwissenschaft stehen im Kurs, sondern die
Klassiker: Soziologie, Politik- und Wirtschaftswissenschaft.
Darin liegt ein deutliches Signal.
Die Zunft soll sich offenbar wieder stärker trauen, Impulse
aus der Gegenwart aufzugreifen und diese Orientierungs-
bedürfnisse umzugestalten zu Lichtkegeln in die Ver-
gangenheit. „Die Aktualität des Themas“, so heißt es im
Einladungsschreiben mit einer für Historiker ziemlich küh-
nen allgemeinen Tatsachenbehauptung, „erscheint unab-
weisbar in einer Zeit, in der in allen modernen Gesell-
schaften die Ungleichheit der Individuen in den verschie-
densten Sphären beständig zunimmt und sich alle Gleich-
heitssemantiken als prekär erweisen.“ Unstreitig gibt es eine
neue Aufmerksamkeit, und auch manche Evidenz spricht für
die These. So verdient, um eine zufällig ausgewählte Zahl zu
nennen, der durchschnittliche Chef eines Großunternehmens
in den USA das 411-Fache eines normalen Arbeitnehmers
[3]; vor 15 Jahren war es erst das 107-Fache. Die zeitdiag-
nostische Dimension, so das Einladungsschreiben weiter,
die sich mit der Frage nach der Bedeutung und Wirkung
neuer Ungleichheitserfahrungen verbinde, stelle dann frei-
lich nur einen Aspekt des viel weiter gefächerten und vor
allem zeitlich weit zurückreichenden Themas dar. Mit dieser
Differenzierung werden dann, wie es seine Ordnung hat, die
aus der Höhle herausgetretenen Historiker wieder in ihre
Studierstuben zurückgeschickt, um die Fülle der ungleichen
Ungleichheiten methodisch geregelt unter die Lupe zu neh-
men. Denn das Ausloten der historischen Tiefenstrukturen
erfordere „die Analyse empirisch feststellbarer Ungleich-
heiten im Kontext der Eingebundenheit in ihre jeweils unab-
dingbaren normativen und politisch-institutionellen
Dimensionen“. Wirklichkeit und Sinndeutung – am Ende
doch einträchtig vereint? Es geht jedenfalls nicht allein um
die allgegenwärtigen tatsächlichen Ungleichheiten, sondern
auch um den jeweiligen Umgang mit ihnen und darum, wie
sie begrifflich und diskursiv gefasst werden, ob sie akzep-
tiert werden, welche Funktionen und Folgen sie haben. Um
diesem Programm gerecht zu werden, ist ein langer univer-
salhistorischer Atem erforderlich, finden doch die ersten
Zeugnisse für ein Aufbegehren gegen die Not der Armen
und Unterdrückten und gegen das Fehlverhalten der Reichen
und Herrschenden bereits in Klageschriften des Alten Ägyp-
ten und dann – sehr viel wirkmächtiger – in markanten
Worten altisraelitischer Propheten. Mit ERNST NOLTE kann
man beide als frühe Signale einer „ewigen Linken“ betrach-
ten, die auch deshalb immer wieder aktualisiert werden
konnte und kann, weil „für die konkreten Ungleichheiten in
den konkreten geschichtlichen Gesellschaften rationale
Gründe nicht anzugeben sind“; zudem seien die Differenzen
zwischen dem oberen Zehntel und dem unteren Drittel fast
immer weitaus größer, als dass „sie sich selbst durch unter-
schiedliche Tüchtigkeit zureichend begründen ließen“ [4].
Womit wir wieder beim 411-fachen Einkommen wären. Die
Gleichheit, so lässt sich mit GIOVANNI SARTORI ergänzen, „ist
zuallererst ein Protestideal, ja das Protestideal par excellen-
ce. Die Gleichheit symbolisiert und aktiviert den mensch-
lichen Protest gegen Schicksal und Zufall, gegen zufällige
Verschiedenheit, verfestigtes Privileg und ungerechte
Macht“ [5]. Die Gleichheit sei jedoch zugleich „das uner-
sättlichste aller Ideale“. Zwei Momente einer stets wirksa-
men Dynamik, deren Manifestationen sich in der Geschichte
verfolgen lassen.
An leitenden Gesichtspunkten und Stellen, als Historiker
den Hebel anzusetzen, fehlt es nicht. So lehrt eine kurze
Betrachtung des Wortes und seines Umfeldes schon einiges.
Durch die negierende Vorsilbe schwingt im Wort
„Ungleichheit“ ein kritischer Unterton mit: Ungleich ist,
was eigentlich gleich sein könnte oder sollte. Den Kontext
bilden dabei benannte soziale oder politische Felder, denn
ungleich sind Menschen immer nur mit anderen zusammen
und bezogen auf allgemein, das heißt sozial anerkannte,
wertvolle Güter. Doch die Grundannahmen der Gleichheits-
norm hatten lange Zeit eher anthropologischen Charakter
und bezogen sich auf das isoliert gedachte Individuum. Da
sei der Mensch als Geschöpf Gottes allen anderen gleich in
seiner Teilhabe an der Erlösung oder er galt als von der
Natur gleich ausgestattet mit dem Recht auf Selbsterhaltung
(HOBBES) oder er genoss als vernunftbegabtes Wesens das
für alle gleiche Recht, selbst Zweck und niemandem Mittel
zu sein (KANT). Ganz anders wird das soziale oder politische
Feld bereits bestimmt, wenn nur etwas andere Wörter ver-
wendet werden, wenn von „Unterschiedlichkeit“, „Verschie-
denheit“ oder gar „Vielfalt“ die Rede ist. Diese Wörter be-
zeichnen einen Reichtum, was in Zusammensetzungen wie
„Artenvielfalt“ oder „kulturelle Vielfalt“ besonders deutlich
hervortritt. Hier kann wiederum „Gleichheit“ negativ besetzt
sein, in Begriffen wie „Monokultur“, „Homogenisierung“
oder – aktuell durch die Kölner Rede des türkischen Minis-
terpräsidenten im Februar wieder in der Diskussion –
„Assimilation“ [6].
Verfassungsrechtler unserer Zeit leiten die im Sprach-
gebrauch spürbare und in der Praxis wirksame Ambivalenz
zwischen Gleichheit und Individualität aus einfachen und
daher unhintergehbaren Grundsätzen ab. Allen Menschen ist
ihre Würde eigen, ein Moment der Gleichheit, das zugleich
der Gesellschaft und dem Staat aufgibt, jedem ein Leben in
dieser Würde zu ermöglichen. Zur Menschenwürde gehört
aber unablösbar auch die Personalität jedes Menschen im
Sinne seiner Einzigartigkeit, die im sozialen Verband jedoch
Verschiedenheit und damit Ungleichheit in vielen Hin-
sichten bedeutet und auch die Option einschließt, zu schei-
tern oder sich zu vergehen. Zu dieser Einzigartigkeit hinzu
kommen unendlich viele Interaktionen, Lebenssituationen,
Entscheidungen und Zufälle, die erfahrungsgemäß selbst nur
zwei Menschen mit maximal gleichen Ausgangslagen ver-
schiedene und damit ungleiche Lebenswege bescheren. Der
moderne Sozialstaat europäischen Typs – in den Vereinigten
Staaten von Amerika liegen die Dinge bekanntlich etwas
anders – akzeptiert zwar soziale und wirtschaftliche
Ungleichheiten im Ergebnis, das heißt mit Blick auf die tat-
sächlichen Lebensverhältnisse. Er tut dies aber zumindest
seinem Selbstverständnis nach unter einer normativen
Bedingung, nämlich nur dann, wenn sich aus diesen
Ungleichheiten „Vorteile für jedermann ergeben, insbeson-
dere für die schwächsten Mitglieder der Gemeinschaft“, wie
es der Philosoph JOHN RAWLS formulierte [7]. Dieses Modell
versucht also, (gutes) Gemeinwohl und (schlechte)
Ungleichheit nicht einfach gegeneinander auszuspielen, son-
dern diese an jenes zu binden, und zwar sowohl systemisch
als auch normativ. Möglichst alle sollen gefördert werden,
indem Kreativität, Leistung und Besitzstreben als „Pro-
duzenten“ von individueller Ungleichheit und als Vorbilder
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für eine gesamtgesellschaftliche Dynamik nach oben sorgen.
Zugleich sollen möglichst viele die Chance erhalten, ihre
Befähigungen optimal zu entwickeln. Wie sehr der Staat in
diesen Prozess regulierend und umverteilend eingreifen soll-
te, das war freilich, wie es aussieht, die Debatte von gestern.
Heute fragt sich, ob er es überhaupt noch mit Aussicht auf
nennenswerten Erfolg kann. Am größten dürften seine
Chancen dazu noch im Bereich der Bildung sein. Aber gera-
de dort sind die Debatten, wie erstrebenswert und notwendig
Gleichheit oder Ungleichheit sind, besonders bitter. Doch
das ist ein anderes Thema.
Stattdessen seien hier einige wenige ideengeschichtliche
Linien wenigstens grob skizziert. Dass dies möglich ist, trägt
übrigens maßgeblich zum Charme des Dresdener Mottos
bei: Anders als für die Wundertüten-Leitbegriffe der vergan-
genen Historikertage lässt sich endlich wieder einmal eine
zusammenhängende Geschichte erzählen, und sei sie noch
so vielschichtig, verzweigt und widersprüchlich. Die
Propheten, die Griechen und die Bibel, die Franziskaner und
die aufständischen Bauern, MARSILIUS von Padua und
THOMAS MORUS, ROUSSEAU, GRACCHUS BABEUF und
NIETZSCHE, die Debatten um Wahlrecht, nivellierte Mittel-
standsgesellschaft, Parteinomenklaturen, Weltenergiever-
brauch, Steuergerechtigkeit und Managergehälter – dazu
und zu vielem anderen sind Podien möglich, zwischen denen
sich Bande der Beziehung und der Bedeutsamkeit schlagen
lassen.
Im antiken Griechenland pflegten die Bürger einer Polis ein
intensives Miteinander, während der Bürger einer anderen
Polis oft Feind war und jedenfalls immer Fremder blieb.
Hinzu kam seit den Perserkriegen ein zunehmendes politi-
sches und kulturelles Differenzbewusstsein gegenüber den
„Barbaren“. Gleichheitsvorstellungen und Gleichheitspraxis
konnten also nie universalen Charakter haben und die
Grenze zwischen dem „wir“ und „sie“ überspringen; sie
blieben gebunden an die partikulare Bürgergemeinschaft
beziehungsweise die kulturelle Gemeinschaft der Hellenen.
Aber in der politischen Praxis der athenischen Demokratie
lag eine höchst bemerkenswerte und grundlegende Leistung.
Sie bestand darin, einen politischen Raum künstlich zu
schaffen und hartnäckig zu verteidigen, in dem alle seine
Mitglieder – also die Bürgergemeinschaft – als Gleiche
betrachtet wurden und agieren konnten, während ansonsten
im Haus, dem Ort des Ökonomischen, in der „Gesellschaft“,
wie wir heute sagen würden, Ungleichheit herrschte: des
Besitzes, der Bildung, der Begabungen, der Berufe. Diese
Ungleichheiten blieben unangetastet, und sie mussten es
nach den Möglichkeiten der Zeit auch bleiben. So bestand
eine „Kluft, welche die Menschen (...) gleichsam täglich
überwinden mussten, um den engen Bereich des Haushalts
zu übersteigen und aufzusteigen in den Bereich des
Politischen“ (H. ARENDT [8]). Umso mehr geschah, um
Ungleichheiten und mögliche Abhängigkeiten jedenfalls im
politischen Raum nicht wirksam werden zu lassen. Das war
der Grund, warum für die Teilhabe an den politischen
Gremien Athens Tagegelder gezahlt wurden, warum die
Losung eine so dominante Rolle spielte und warum das
Hineinwachsen in die Praxis des Bürgerseins so ernst
genommen wurde. Diese Bemühungen, den auf Gleichheit
ruhenden politischen Raum zu verteidigen und zugleich mit
Leben, mit bürgerlicher Aktivität zu erfüllen, sind gerade
heute aller Aufmerksamkeit wert; das gilt selbstverständlich
auch für die Rechtsordnung. Politische und rechtliche
Gleichheit, so lässt sich dieses Erbe auf den Begriff bringen,
erfordern keine weitgehenden Annahmen über die
Gleichheit der Menschen schlechthin, sondern sie beruhen
auf einem Willensakt und müssen ständig aktiv verteidigt
werden. Die Anstrengungen der Athener in diesem Sinn fal-
len umso mehr ins Auge, wenn man zugleich sieht, wie in
Sparta, dem anderen griechischen Ordnungsmodell mit
einem langen Schatten in Europa, die Gleichheit aller
Vollbürger nur behauptet und gefordert wurde, um die
Reihen geschlossen zu halten, während die soziale Un-
gleichheit unter den sogenannten homoioi stetig zunahm.
Einen ebenfalls überschätzten Seitentrieb bildeten Sophisten
wie ANTIPHON, der eine Gleichheit aller Menschen von
Natur aus, auch der Sklaven und Nichtgriechen, gedanklich
durchspielte. Denn diese Prämisse führte zunächst lediglich
dazu, nun alle tatsächlichen Ungleichheiten auf die von
Menschen gesetzte Ordnung, die nomoi, zurückzuführen;
jene waren auf diese Weise zwar willkürlich und veränder-
bar, aber keinen Deut weniger existent und notwendig als
zuvor. Erst als derartige naturrechtliche Axiome, durch das
römische Recht in die Neuzeit transportiert, von Denkern
der Aufklärung zu Imperativen auch des positiven Rechts
und der sozialen Ordnung erhoben wurden, ging von ihnen
eine emanzipatorische Wirkung aus.
Ideengeschichtlich sehr viel wirkmächtiger, selbst im
Vergleich mit der demokratischen Praxis, war indes die von
PLATON und ARISTOTELES eingeführte Koppelung von
Gleichheit/Ungleichheit und Gerechtigkeit. Die gleiche
Behandlung von Ungleichen, also das gleiche Stimmrecht
für Bürger, die nach Alter, charakterlicher Qualität, Er-
fahrung und Vermögen sehr verschieden seien, führe zur
Ungerechtigkeit; das war die demokratiefeindliche Spitze
dieses Arguments. Die beiden Philosophen setzten dagegen
den Gedanken der proportionalen Gleichheit, die politische
Würden „dem Werte nach“ verteilt und so zur distributiven
Gerechtigkeit führt. Sie ist weit weniger antiquiert, als man
zunächst denken mag: Die Stufung der Strafmündigkeit
nach Alter oder die Steuerprogression nach Einkommen,
zwei Säulen juristischer bzw. sozialpolitischer Praxis unse-
rer Gegenwart, beruhen auf eben dieser Zurückweisung der
arithmetischen („Jedem das Gleiche“) Gerechtigkeit.
Den Römern wird ein grundlegend anderes Modell verdankt.
Bei ihnen gab es nicht nur einen sehr viel größeren Abstand
zwischen reich und arm, die Ungleichheit wurde auch ent-
schieden bejaht. In allen Bereichen, im Haus, im Militär, in
der Gesellschaft, in der Politik, wirkten starke Hierarchisie-
rungskriterien, und die „Rangstufen des Ansehens“ (gradus
dignitatis) genossen fraglose Gültigkeit. Die notwendige
Akzeptanz derartiger Differenzen sicherten zwei Faktoren.
Zum einen erstarrte die Hierarchie nicht zum Kastenwesen;
der „Neubürger“ mit seinem frisch erworbenen Anspruch
auf rechtliche Gleichheit war ebenso eine römische Marke
wie der politische Aufsteiger in die Aristokratie (homo
novus). Zum anderen waren die Eliten als Patrone darauf
geeicht, sich ihren Schutzbefohlenen und Klienten zuzuwen-
den und ihre Belange zu vertreten [9]. Durch den pater fami-
lias und die Gestalt des Aeneas ist der Vater als Leitbild ins
europäische Imaginäre gelangt, und spätestens seit CAESAR
gehörten charismatische Anführerschaft und Jovialität
gegenüber denen weiter unten eng zusammen.
Gleichheit und Ungleichheit im (frühen) Christentum kön-
nen – wie in der Polis – durch das Modell verschiedener
Räume gefasst werden. Der Christusglaube der Getauften
bedeutet, dass soziale, geschichtlich gewachsene
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Ungleichheiten keine konstitutive Rolle spielen, wenn die
vor Gott versammelte Gemeinde als solche handelt. „Da
ist“, so PAULUS, „nicht Jude noch Grieche, da ist nicht
Sklave noch Freier, da ist nicht Mann und Frau; denn ihr alle
seid einer in Christus Jesus“ [10]. In der „Welt“ bleiben die
Ungleichheiten bestehen; sie spielen aber keine große Rolle,
da der Christ ohnehin Distanz zur Welt, ihren Werten und
Strukturen wahrt. Erst das Bündnis mit dem römischen Staat
nötigte Theologen wie AUGUSTINUS, die Lehre von der
Erbsünde und bestimmte neuplatonische Ordnungsvor-
stellungen so zu deuten, dass bestehende Machtverhältnisse
und soziale Ungleichheiten theologisch legitim, ja notwen-
dig erschienen [11]. Seitdem galt die – in der kirchlichen
Hierarchie ja ebenfalls schon herrschende – Ungleichheit als
der göttlichen Schöpfung adäquat. Das bildete die
Grundlage für das mittelalterliche Ordnungsdenken. Aber
die Idee der Gleichheit vor Gott und die Verbindung von
Ungleichheit und Sünde sorgten dafür, dass die bestehende
soziale und politische Ordnung mit christlichen Argumenten
infrage gestellt werden konnte und es in Gestalt monasti-
scher Bewegungen auch immer wieder Anläufe gab, diese
Distanzierung umzusetzen und soziale Gleichheit zu leben. 
In den feinen Verästelungen der frühneuzeitlichen Natur-
rechtsdiskussion lassen sich zwei wesentliche Grund-
gedanken erkennen. Zum einen wird Gleichheit zum sozia-
len Rechtsbegriff; für den Abschluss eines Gesellschafts-
vertrages müssen die Partner als rechtlich gleich betrachtet
werden. Zusammen mit der älteren Praxis der korporativen
Gleichheit, etwa unter Stadtbürgern oder Gelehrten, bildete
dieser Gedanke eine wesentliche Voraussetzung für die
Ausbildung einer auf Rechtsgleichheit beruhenden bürger-
lichen Gesellschaft. Dabei bot die natur- und vertragsrecht-
liche Argumentation die Möglichkeit, der selbstgewählten
Ordnung eine starke egalisierende Kraft zuzumessen. In die-
sem Sinne meinte ROUSSEAU, der contrat social setze „an die
Stelle der physischen Ungleichheit, die die Natur unter den
Menschen hätte hervorrufen können, eine sittliche und
gesetzliche Gleichheit, so dass die Menschen, wenn sie auch
an körperlicher und geistiger Kraft ungleich sein können,
durch Übereinkunft und Recht alle gleich werden“ [12].
Doch mehrheitlich wurde in der politischen Theorie der sta-
tus naturalis als Zustand der weitgehenden tatsächlichen
Gleichheit an den fernen Anfang der zivilisatorischen
Entwicklung gestellt, mithin historisiert, während der gesell-
schaftliche Zustand (status socialis) von Ungleichheiten der
Macht und des Besitzes geprägt sei. In der Formulierung
JOHN LOCKES: „Mit ihrem Eintritt in die Gesellschaft ver-
zichten nun die Menschen zwar auf die Gleichheit, Freiheit
und exekutive Gewalt des Naturzustandes, um sie in die
Hände der Gesellschaft zu legen, (...). Doch geschieht das
nur mit der Absicht jedes einzelnen, um damit sich selbst,
seine Freiheit und sein Eigentum besser zu erhalten“ [13]
Diese vertragstheoretische und (sekundär) historisierende
Legitimation des Eigentums provozierte ROUSSEAU zu einem
Gegenentwurf. In seiner Abhandlung „Über den Ursprung
und die Grundlagen der Ungleichheit unter den Menschen“
machte er das Privateigentum zum Schurken [14]. Während
nämlich die natürlichen Ungleichheiten der Menschen
anfangs keine sozialen Folgen zeitigten, sei durch Vergesell-
schaftung, Arbeitsteilung und Eigentumsbildung eine sozia-
le Ungleichheit entstanden, die ihre Formierung im Staat
und seinen Gesetzen, vor allem aber in der Despotie gefun-
den habe. Der radikale Republikaner aus Genf gab damit
jeder Fundamentalkritik an den bestehenden sozialen
Verhältnissen eine scharfe Waffe in die Hand. Indem er der
Gemeinschaft der citoyens auftrug, die Gleichheit aktiv ein
Höchstmaß an Gleichheit herzustellen und dabei auch die
Erziehung einzubeziehen, wurde er zum Vordenker der
Linken und zugleich zum radikalen Kritiker des Bürgertums,
lange bevor es dieses Bürgertum als dominierende Macht in
den europäischen Staaten gab.
Die emphatische Gleichheitsforderung nahm dann im 19.
Jahrhundert bekanntlich die Arbeiterbewegung auf, die
allerdings zunächst noch nicht auf den Staat als ausglei-
chende und umverteilende Macht setzte, sondern als
Selbstorganisation der Ausgebeuteten auf die Kraft der
Solidarität setzte. So war nach FERDINAND LASSALLE wegen
der Ungleichheit der Individuen hinsichtlich Besitz, Be-
gabung und Bildung „die sittliche Idee des Arbeiterstandes
(...) die, dass die ungehinderte freie Betätigung der indivi-
duellen Kräfte durch das Individuum für sich allein noch
nicht ausreiche, sondern dass zu ihr in einem sittlich geord-
neten Gemeinwesen noch hinzutreten müsse: die Solidarität
der Interessen, die Gemeinsamkeit und Gegenseitigkeit in
der Entwicklung“ [15]. KARL MARX hat dagegen sehr viel
grundsätzlicher die „bürgerlichen“ Gleichheitsvorstellungen
kritisiert und zu zeigen versucht, dass sie in Wahrheit im
Dienst der kapitalistischen Wirtschaftsordnung stünden, die
den rechtlich gleichen und vertragsfreien Verkäufer der eige-
nen Arbeitskraft benötige, die aber zugleich als bürgerliche
Klassenherrschaft die ökonomischen Ungleichheiten verfes-
tige und vergrößere.
Durch die Ausbildung der Klassengesellschaft im 19.
Jahrhundert und den Aufschwung der empirischen Wissen-
schaften gewannen die tatsächlichen Ungleichheiten gegen-
über den Schematisierungen in der politischen Philosophie
erstmals auch ein schärferes Profil. Nunmehr konnten sozia-
le Schichten über die Differenzierung nach Einkommen hin-
aus als Formationen von bestimmten Lebensführungen
(„Milieus“), Lebenschancen und Handlungsdispositionen
begriffen werden. Reform- und Egalitätsdebatten wurden
dadurch tendenziell immer umfassender, und sie gewannen
eine kulturelle Dimension, die zuletzt wieder in der politi-
schen Diskussion um das sogenannte Prekariat zum
Vorschein kam.
Die Verfechter einer auf Ungleichheit beruhenden Ordnung
mussten sich nach dem Sieg des bürgerlichen Gleichheits-
modells und unter dem schockierenden Eindruck einer
scheinbar alles egalisierenden Moderne neu orientieren.
Unverächtlich erscheint mir dabei das von einer geistes-aris-
tokratischen Haltung inspirierte Beharren auf dem Wert der
Verschiedenheit, wo diese Besonderes hervorbringe, wäh-
rend das Streben nach umfassender Gleichheit hinauslaufe
auf die „Bekriegung alles Seltenen, Fremden, Bevorrechtig-
ten, des höheren Menschen, der höheren Seele, der höheren
Pflicht, der höheren Verantwortlichkeit, der schöpferischen
Machtfülle und Herrschaftlichkeit“; in diesem Sinne gehöre
„das Vornehmsein, das Für-sich-sein-wollen, das Anders-
sein-können, das Allein-stehn und Auf-eigne-Faust-leben
(...) zum Begriff »Größe«“. Doch historisch wirkmächtig
wurden derlei Postulate in dem Moment, als sie über die
geistes-aristokratischen Elitenbeschreibungen hinaus für
gewisse Zeit einem neuen, radikalen Moment der Distink-
tion zum Durchbruch verhalfen: dem Heroismus und der
damit verbundenen Herrenmoral. Visionär, unzweideutig
und monströs zugleich hat diesen Grundakkord der ersten
Hälfte des vergangenen Jahrhundert derselbe FRIEDRICH
NIETZSCHE formuliert, von dem auch das eben zitierte
(Wiss. Z. TU Dresden 57 (2008) Heft 3 – 4) 27
Diktum stammt: „Mit diesen Predigern der Gleichheit will
ich nicht vermischt und verwechselt sein. Denn so redet mir
die Gerechtigkeit: »die Menschen sind nicht gleich«. Und
sie sollen es auch nicht werden! Was wäre denn meine Liebe
zum Übermenschen, wenn ich anders spräche? Auf tausend
Brücken und Stegen sollen sie sich drängen zur Zukunft, und
immer mehr Krieg und Ungleichheit soll zwischen sie
gesetzt sein: so lässt mich meine große Liebe reden!
Erfinder von Bildern und Gespenstern sollen sie werden in
ihren Feindschaften, und mit ihren Bildern und Gespenstern
sollen sie noch gegeneinander den höchsten Kampf kämp-
fen!“ [16].
Was bleibt? Idealtypisch und stark vereinfachend lassen sich
die verschiedenen Philosophien zur Gleichheit beziehungs-
weise Ungleichheit, die im pragmatischen Alltags- und
Kompromissgeschäft der Politik unserer Tage hier und da
noch hervorleuchten, auf das politisch-ideologische Spek-
trum zurückführen, das sich seit dem Ende des 18.
Jahrhunderts entwickelt hat. Dabei sind mit guten histori-
schen Gründen nur die beiden zur Mitte tendierenden
Positionen heute noch satisfaktionsfähig: Während die
gemäßigte Linke eine gewisse Egalisierung anstrebt und
diese als Voraussetzung sowohl für die individuelle Freiheit
als auch den gesellschaftlichen Zusammenhalt betrachtet,
sind Konservative eher bereit, Ungleichheiten zu akzeptie-
ren – und zwar sowohl die individuellen wie die historisch
gewachsenen sozialen –, ja: sie als wesentliche Voraus-
setzung für Freiheit sogar zu würdigen. Diskreditiert ist
dagegen die radikale rechte Position, die angebliche „natür-
liche“ und deshalb „ewige“ Ungleichheiten zum Imperativ
für einen mörderischen ewigen Krieg um Rassereinheit und
Lebensraum nahm. Die Neigung, die antagonistischen Grup-
pen dabei extrem zu homogenisieren – hier die „Volks-
gemeinschaft“, dort das „Weltjudentum“ –, teilte diese Ideo-
logie indes mit ihrem Widerpart auf der radikalen Linken.
Auch der Egalitarismus mit seiner Zielvorstellung, dass
„alles und jeder allem und jedem so ähnlich wie möglich
sein müsse“ (ISAIAH BERLIN), führte in seiner totalitären
Ausprägung bekanntlich zu mörderischen Ergebnissen. Die
Linie reicht von LENIN bis POL POT, wobei jener auf eine
rapide Modernisierung des Landes setzte, während dieser
die modernisierungsfeindlichen und vor allem anti-städti-
schen Gedanken egalitärer Bewegungen – von der
Landesordnung des MICHAEL GEISMAYER [17] im Bauern-
krieg bis zu einigen Frühsozialisten – im denkbar radikalsten
Klassen- und Völkermord exekutierte („Steinzeitkommunis-
mus“).
Es ist wahrscheinlich Ausdruck einer gewissen gedanklichen
Enge und Selbstgenügsamkeit, wenn der Autor als
Althistoriker hier fast ausschließlich von alten Ungleich-
heiten im alten Europa zu sprechen geneigt ist. Gewiss
müsste viel mehr von den neuen Schieflagen die Rede sein,
zumal von den nunmehr stärker wahrgenommenen Un-
gleichheiten zwischen den Weltregionen und den enorm
beschleunigten Neustrukturierungen durch die globalisierte
Konkurrenzökonomie. Dass diese langfristig zu einer welt-
umspannenden Egalität führen wird, weil sich Unterschiede
zwischen den Regionen, was Arbeit, Produktion, Konsum
und Gewinn angeht, mehr und mehr einebnen, steht eher
nicht zu erwarten, allenfalls ein Aufbrechen der alten
Zentrum-Peripherie-Differenz. Wäre das nicht ein Thema
für den nächsten Historikertag? Dieser könnte dann, dem
Motto angemessen, nach Kiel, Konstanz und Dresden wie-
der einmal in der Mitte Deutschlands stattfinden.
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